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1
Einleitung 
Kommunalpolitik und Kommunalverwaltung, in Städten wie in ländlichen 
Gemeinden, sehen sich bereits seit dem Ende des letzten Jahrtausends 
mit deutlich gestiegenen Anforderungen konfrontiert: Von Seiten der Bür-
ger1 steigen die Anforderungen an kommunale Dienstleistungen, der 
Rechtfertigungsdruck für Entscheidungen sowie der Wunsch nach Mitbe-
stimmung. Aktuelle gesellschaftliche Herausforderungen wie zum Beispiel 
demographischer Wandel, EU-Vorgaben, Verwaltungsmodernisierung und 
zuletzt die Integration von Geflüchteten sind komplexer denn je und bedür-
fen multidisziplinärer Antworten auf Seiten der Verwaltung.2 Wenngleich in 
Baden-Württemberg die Kommunen in ihrer Gesamtheit Überschüsse er-
wirtschaften, bleiben eng begrenzte Ressourcen und Konsolidierung der 
Haushalte auch hier für die meisten Kommunen eine bestehende Heraus-
forderung.3  
Praxisnahe Berater der Kommunen haben den dadurch entstehenden Be-
darf nach politischer Steuerung mit betriebswirtschaftlich inspirierten Ma-
nagementkonzepten beantwortet – so zum Beispiel die KGSt mit ihrem 
Neuen Steuerungsmodell (siehe 1.2.4 unten). Ihr Lösungsvorschlag für 
den Steuerungsbedarf: Zielorientiertes strategisches Management. In der 
verwaltungswissenschaftlichen akademischen Debatte können diese unter 
dem Begriff (New) Public Management zusammengefasst werden.4 Ver-
waltungshandeln aller staatlichen Ebenen unterliegt jedoch sowohl öko-
nomischen, als auch juristischen und politischen Handlungslogiken. Dem-
entsprechend sollte verwaltungswissenschaftliche Forschung interdiszipli-
när zwischen Staats- und Verwaltungsrechtslehre, Betriebswirtschaftsleh-
re sowie Politik- und Sozialwissenschaft angelegt sein, will sie ihren Un-
                                                                        
 
1
 In der vorliegenden Arbeit wird aus Gründen der besseren Lesbarkeit bei personenbe-
zogenen Bezeichnungen die männliche Form genutzt. Selbstverständlich beziehen sich 
die jeweiligen Bezeichnungen sowohl auf männliche wie auch auf weibliche Personen. 
2
 Vgl. Kese/Zimmermann (2017), S. 1; sowie Heinz (2000), S. 1f. 
3
 Vgl Gemeindeprüfungsanstalt Baden-Württemberg (2017), S. 36f.; sowie Ke-
se/Zimmermann (2017), S. 1 
4
 Vgl. Bogumil/Jann (2004), S. 35f.; sowie Bogumil/Holtkamp (2006), S. 43f. 
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tersuchungsgegenstand vollständig erfassen.5 Bedauerlicherweise ist die 
Verwaltungsorganisation auf allen staatlichen Ebenen aus dem Blickfeld 
der Politikwissenschaft geraten. Gleichzeitig stehen die Kommunen als 
Forschungsobjekt im Schatten der „großen“ Politik auf EU-, Bundes- und 
Landesebene.6  
Dies verwundert, sind Städte und Gemeinden doch zum einen ausführen-
de Stellen von Auftragsangelegenheiten nach Bundes- und Landesrecht – 
und damit letztlich Teil der Implementation von Bundes- und Landespolitik. 
Vor allem aber besitzen sie in den Selbstverwaltungsangelegenheiten Ge-
staltungsspielräume – wenngleich in unterschiedlichen Maße, abhängig 
davon, ob es sich um weisungsfreie Pflichtaufgaben oder freiwillige Auf-
gaben handelt. Innerhalb dieser Spielräume gilt die Allzuständigkeit des 
Rates.7 Dazu zählen grundsätzlich die Personalhoheit, die Planungsho-
heit, die Organisationshoheit, die Rechtsetzungshoheit, die Finanzhoheit 
und die Steuerhoheit.8 In diesen Bereichen finden in der Kommune genuin 
politische Handlungen statt, denn: Politik bezeichnet die Prozesse zur Wil-
lensbildung und Entscheidungsfindung über die Angelegenheiten eines 
Gemeinwesens sowie Handlungen und Ziele zu seiner Führung.9 Da poli-
tische Handlungslogiken Anwendung finden, sollten diese in praxisorien-
tierten Modellen der kommunalen strategischen Steuerung auch abgebil-
det werden.10 
Das Beobachten, Verstehen, Erklären und Evaluieren von politischen Ent-
scheidungen ist innerhalb der Politikwissenschaft Aufgabe der Politikfeld-
analyse.11 Ziel der vorliegenden Arbeit ist es, aus der Praxis heraus wis-
senschaftliche Erkenntnisse mit Nutzwert für die Praxis zu generieren, 
denn: „Für eine anwendungsorientierte Forschung, die auf praxisrelevante 
                                                                        
 
5
 Vgl. Bogumil/Jann (2004), S. 40f. 
6
 Vgl. Bogumil/Jann (2004), S. 38f.; sowie Bogumil/Holtkamp (2006), S. 10f. 
7
 Vgl Bogumil/Holtkamp (2006), S. 50-52. 
8
 Vgl. Engel/Heilshorn (2015), S. 83-105. 
9
 Vgl. z.B. Schmidt (2004), S. 538f. 
10
 Vgl. Fiedler/Vernau (2001), S. 34-39. 
11
 Vgl Reiter/Töller (2014), S.32f. 
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Empfehlungen nicht verzichten möchte, muss es also darum gehen, diese 
Empfehlungen […] möglichst „informiert“ zu entwickeln“.12 Politikfeldanaly-
se verknüpft die empirische Fallstudie mit dem Versuch ihrer theoretischen 
Erklärung. Allerdings dominiert in der deutschen Tradition ein stark theo-
riegeleiteter Ansatz dominiert, in den USA hingegen ein praxisorientiert-
beratender.13 Des Weiteren gilt auch und gerade in der Politikfeldfor-
schung, dass nur wenig Forschung über Kommunen durchgeführt wur-
de.14 
Angesichts dieser Einschränkungen möchte ich in der vorliegenden Arbeit 
folgende Frage untersuchen: Können mit Methoden der Politikfeldanalyse 
Ergebnisse erzielt werden, die für die kommunalpolitische Strategieformu-
lierung verwertbar bzw. relevant sind? Können diese Methoden gar als 
Instrument in die Strategieformulierung integriert werden, ähnlich wie z.B. 
eine SWOT-Analyse?  
Die Kriterien, was eine Strategie und ein strategisches Instrument defi-
niert, werden anhand von betriebs- und verwaltungswirtschaftlichen Stra-
tegiedefinitionen entwickelt, da diese Ansätze in vielen Kommunen bereits 
mehr oder weniger ausgeprägt gelebt werden. Laut Kese/Zimmermann 
wird der betriebswirtschaftliche Steuerungsbegriff vor allem als Steuerung 
„nach innen“ verstanden, politikwissenschaftliche Steuerung hingegen als 
Steuerung nach innen als auch nach außen.15 Daher werden die vorge-
stellten Strategiekonzepte der KGSt und die vorhandenen strategischen 
Instrumente hinsichtlich ihres Steuerungsumfangs (Organisation – ganze 
Kommune) betrachtet. Ebenfalls wird die spezifische strategische Situati-
on von Kommunen im Unterschied zu Unternehmen dargelegt. Anhand 
dieser Überlegungen werden die vorhandenen strategischen Instrumente 
hinsichtlich ihrer Leistungsfähigkeit bewertet sowie Desiderata für strategi-
sche Instrumente formuliert. 
                                                                        
 
12
 Schedler/Siegel (2004), S. 20. 
13
 Vgl. Reiter/Töller (2014), S. 20-24. 
14
 Vgl. Bogumil/Holtkamp (2006), S. 10f. 
15
 Vgl. Kese/Zimmermann (2017), S. 15. 
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In einem zweiten Schritt werden die Begriffe Politikfeld und policy geklärt. 
Die vielfältigen Forschungsansätze der Politikfeldforschung werden in der 
vorliegenden Arbeit nur kursorisch dargestellt. Die verwendeten Ansätze 
wurden danach ausgewählt, ob sie prinzipiell das Potential haben, für die 
kommunale Strategiebildung relevante Ergebnisse zu liefern. Auf ein sys-
tematisches Ausschlussverfahren wurde verzichtet, da die vorliegende 
Arbeit zeitlich und räumlich begrenzt ist. Die beiden verwendeten Ansätze 
und ihre Methodik werden skizziert.  
Dann werden die Ansätze jeweils anhand einer exemplarischer Fallstudie 
innerhalb des noch relativ jungen Politikfeldes Nachhaltige Entwicklung 
(kurz: Nachhaltigkeit) überprüft, ob das skizzierte methodische Vorgehen 
Ergebnisse liefert, die für die Strategieformulierung nutzbar sind. Das Poli-
tikfeld Nachhaltigkeit bietet sich als Untersuchungsobjekt für diese These 
besonders an, da Nachhaltigkeit eine zielkonfliktfreie Integration der Ziel-
dimensionen Ökologie, Ökonomie und Soziales bei gleichzeitig langfristi-
ger Ausrichtung erfordert. Als Maß für die Komplexität des Themas kann 
gelten, dass das Politikfeld Nachhaltigkeit sich über mehrere Bereiche er-
streckt, die gleichzeitig jeweils als eigenständige Politikfelder behandelt 
werden.16 Das Thema nachhaltige Entwicklung stellt an einen kommuna-
len Strategieprozess allerhöchste Ansprüche. 
 
1 Strategie, Steuerung und strategische Instrumente in der Kom-
munalpolitik  
In der verwaltungswissenschaftlichen Diskussion hat sich der Begriff Stra-
tegie vor allem als „strategisches Management“ etabliert. Seine Wurzeln 
liegen überwiegend in der betriebswirtschaftlichen Managementlehre. Die 
betriebs- und verwaltungswissenschaftliche Forschung zusammenge-
nommen hat eine Vielzahl an theoretischen Definitionen und Denkschulen 
zum strategischen Management ausgebildet, die in ihrer Breite kaum mehr 
                                                                        
 
16
 So z.B. Köhling (2017) für das Politikfeld Sozialpolitik und Pamme/Grunow (2017) für 
die Umweltpolitik. 
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überblickt werden können.17 Diese Denkschulen widersprechen sich je-
doch nicht, sondern sind vielmehr Ausdruck unterschiedlicher Perspekti-
ven auf den Gegenstand strategisches Management. Es liegen kaum Er-
kenntnisse vor, welche Ansätze in der Praxis vorherrschen bzw. innerhalb 
der Verwaltungspraxis wirksam angewendet werden. Daher sehen z.B. 
Schedler/Siegel es als notwendig an, die zentralen Aspekte der Schulen in 
einem integrierten Ansatz zusammenzuführen.18  
Für die verwaltungswissenschaftliche Definition des Begriffs Strategie wird 
daher auf eine deutschsprachige Auswahl von Ansätzen zurückgegriffen. 
Die Auswahl orientiert sich dabei an den von Schedler/Siegel (2004) als 
relevant bewerteten Ansätzen.19 Der Ansatz von Hinterhuber wird stellver-
tretend für die breite Diskussion des Begriffs in der Betriebswirtschaftsleh-
re skizziert, um die wesentlichen Elemente eines betriebswirtschaftlichen 
Strategiebegriffs als Kontrastfolie herauszuarbeiten. 
Betrachtet werden im Folgenden zunächst die Definitionen von Strategie, 
was der Begriff inhaltlich umfasst und wovon er zu unterscheiden ist. Dies 
dient dazu, für die vorliegende Arbeit eine trennscharfe und durch mehrere 
Ansätze begründete Definition strategischer Inhalte zu erhalten. Dazu 
werden auch Ähnlichkeiten, Anknüpfungspunkte und Unterschiede zwi-
schen verwaltungswissenschaftlichen und betriebswirtschaftlichen Ansät-
zen hervorgehoben. Kommunen agieren nicht oder nur in wenigen Ge-
schäftsfeldern in der Markt- und Konkurrenzlogik von Unternehmen. Es ist 
davon auszugehen, dass sich dies auch in der Anlage strategischer Kon-
zepte widerspiegelt.  
Auch die prinzipielle Möglichkeit zur Gestaltung der organisatorischen 
Umwelt durch Anreize, Gebote und Verbote unterscheidet sich von der 
Gestaltungsmacht des Unternehmens grundsätzlich, die vor allem nach 
innen auf die Organisation, Produkte usw. gerichtet ist. Daher werden die 
verwaltungswissenschaftlichen Ansätze nach einer in 1.2.1 unten darge-
                                                                        
 
17
 Vgl. Schedler/Siegel (2004), S. 21.  
18
 Vgl. Schedler/Siegel (2004), S. 20f.; sowie S. 30 
19
 Vgl. Schedler/Siegel (2004), S. 31-38. 
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legten Systematik unterschieden, die für den kommunalpolitischen Bereich 
relevant ist: Genuin kommunalpolitische Strategien einerseits, die aus der 
Perspektive der Organisationverwaltung heraus nach außen auf die „wir-
kungsorientierte Steuerung“20 von Sachverhalten in der Kommune gerich-
tet sind. Andererseits ausschließlich nach innen gerichtete Organisations-
strategien. Diese Unterscheidung ist im Hinblick auf die Zielsetzung der 
vorliegenden Arbeit von Bedeutung. 
 
1.1 Betriebswirtschaftlicher Strategiebegriff 
Der Begriff Strategie wurde ursprünglich in den 1950er Jahren durch die 
Havard Business School (HBS) in die Management-Ausbildung einge-
führt.21 Im deutschsprachigen Raum wurde dieser Ansatz zu Beginn der 
1980er Jahre unter Anderem prominent von Hinterhuber aufgegriffen und 
im Hinblick auf die fortschreitende Forschungsdiskussion kontinuierlich 
weiterentwickelt. Unter der Strategie eines Unternehmens versteht er in 
diesem Ansatz die langfristigen Ziele des Unternehmens sowie die Politik 
und Handlungsmaßnahmen zur Verwirklichung dieser Ziele.22 Hinterhuber 
formulierte auf der Basis des HBS-Konzeptes ein Fünf-Phasen-Modell der 
Formulierung und Umsetzung einer Strategie:  
1. Phase: Analyse der gegenwärtigen Situation und der Aussicht 
2. Phase: Strategieformulierung 
3. Phase: Erstellung der strategischen Planung und von Richtlinien, die der Umset-
zung der Strategie dienen 
4. Phase: Umbau der Organisation nach den Strategien 
5. Phase: Umsetzung der Strategien23 
 
Sinn und Zweck einer Strategie ist für ihn: „Eine gute Strategie erhöht die 
Wahrscheinlichkeit, dass ein Unternehmen oder eine Non-Profit-
Einrichtung unter Bedingungen von Unsicherheit nachhaltig erfolgreich 
                                                                        
 
20
 Vgl. Kese/Zimmermann (2017), S. 17. 
21
 Vgl Schedler/Siegel (2004), S.15; sowie Mintzberg et al. (2005), S. 17f. 
22
 Vgl. Hinterhuber (1984), S. 23-31. 
23
 Vgl. Hinterhuber (1984), S. 37f. 
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ist“.24 Die Inhalte einer Strategie sind rein qualitativer Natur im Unterschied 
z.B. zu Unternehmenszielen, die auch quantitativ sein können.25  
Von der strengen zeitlichen und inhaltlichen Abfolge von Phasen ist Hin-
terhuber in aktuellen Ausgaben seines Lehrbuchs zu Gunsten einer flexib-
leren Konzeption abgerückt. Strategien grenzt er, entsprechend ihres an-
steigenden Abstraktionsniveaus, inhaltlich einmal nach oben ab: Von der 
„Unternehmerischen Vision“ und der „Unternehmenspolitik“ bzw. den Zie-
len (auch als “mission statement“ bezeichnet). Diese Ebenen entsprechen 
dem auch von vielen Kommunen bereits verwendeten „Leitbild“. Sie erge-
ben einen Rahmen für die Strategie, innerhalb dessen sie „als integrieren-
des Gesamtkonzept und als Prozess zur Erreichung von Zielen“26 funktio-
niert. Nach unten werden operative Ebenen der Umsetzung der Strategie 
unterschieden: Aktionspläne, Organisation und Geschäftsprozesse sowie 
die eigentliche Umsetzung der Strategie. Ihre Inhalte ergeben sich aus 
den strategischen Vorgaben.27 Diese Ableitung von Ebene zu Ebene be-
zeichne ich mangels Definition bei Hinterhuber als inhaltliche Abfolge. 
Neben die sogenannten „präskriptive Strategie“ stellt er nun die „emergen-
te Strategie“. Die präskriptive Strategie ist verbindlich und klar formuliert. 
Sie wird zeitlich im Vorfeld ihrer Umsetzung erarbeitet und inhaltlich nach 
dem top-down-Prinzip auf die operativen Ebenen übertragen. Die 
emergente Strategie hingegen wird ausgehend von nur sehr unscharfen 
Zielen im Verlauf ihrer Umsetzung an die Verhältnisse angepasst und 
konkretisiert. Sie zeichnet sich durch hohe Variabilität aus (siehe auch 1.2 
unten). Somit wird die zeitliche Abfolge flexibilisiert und ein inhaltlich „re-
kursives“ Element tritt hinzu: Die top-down-Abfolge wird durch einen bot-
tom-up-Feedback-Mechanismus über alle Ebenen der Umsetzung hinweg 
                                                                        
 
24
 Hinterhuber (2011), S. 6. 
25
 Vgl. Hinterhuber (2011), S. 122f. 
26
 Hinterhuber (2011), S. 45. 
27
 Vgl. Hinterhuber (2011), S. 42-54. 
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ergänzt, der die Strategie durch seine Rückkoppelungen ständig beein-
flussen kann.28  
Der Prozess der Strategieentwicklung erfolgt in diesem Modell, indem in 
sechs Schritten ein „strategischer Handlungsspielraum“ der Organisati-
onseinheit definiert wird:  
„1. Die Umweltanalyse und –prognose 
2. das Unternehmensprofil oder die Unternehmensanalyse und –prognose 
(relative Stärken und Schwächen sowie Kernkompetenzen des Unterneh-
mens), 
3. die Identifizierung von Marktnischen mit günstigen Gewinnperspektiven 
4. die kulturellen Wertmaßstäbe und Ideale der Unternehmensleitung sowie 
die strategische Profilierung des Unternehmens 
5. die Verpflichtungen des Unternehmens gegenüber der Gesellschaft und 
6. das Festlegen des strategischen Handlungsspielraumes“.29 
 
Die Wichtigkeit der Umweltanalyse ergibt sich für Hinterhuber aus dem 
Zweck der Strategie: „Wesentliches Element einer jeden Strategie ist ein 
flexibler Plan für die Anpassung des Unternehmens an die Umwelt“.30 Die 
Umwelt der Organisation wird bei der Umweltanalyse auf Potentiale und 
Gefahren hin untersucht. Inhaltlich empfiehlt er, möglichst umfassende 
Informationen über die Umwelt der Organisation zu sammeln, entschei-
dende Faktoren zu identifizieren, sowie diese im Hinblick auf Vision und 
Mission zu interpretieren und kritisch zu bewerten. Dabei werden zukünfti-
ge Entwicklungen projiziert („Szenarien“), die dazu verwendeten Annah-
men sind transparent darzustellen und zu hinterfragen. Die eigentliche 
Umweltanalyse erfolgt in drei Analysefeldern:  
-  Analyse der politischen, sozio-ökonomischen und technischen Ent-
wicklung (z.B. Wirtschaftsentwicklung, politische Regelungen, gesell-
schaftliche Trends wie z.B. demographischer Wandel) 
-  Analyse der Branche (Nachfrage, Angebot, Wettbewerb) 
                                                                        
 
28
 Vgl. Hinterhuber (2011), S. 60-62. 
29
 Hinterhuber (2011), S.124, kaum verändert gegenüber Hinterhuber (1984), S.47. 
30
 Hinterhuber (2011), S. 125. 
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-  Analyse der Konkurrenz innerhalb der Branche und der Positionie-
rung des Unternehmens im Vergleich zur Konkurrenz.31  
Bezogen auf die in der Umweltanalyse identifizierten erfolgskritischen Fak-
toren kann dann wiederum ein Stärken-/Schwächen-Profil der Organisati-
on erstellt werden. Dieses Profil soll laut Hinterhuber immer auf die ge-
genwärtigen und antizipierten zukünftigen Umweltbedingungen bezogen 
sein. Identifizierte Stärken können als Kernkompetenzen definiert, diese 
als Wettbewerbsvorteil genutzt werden.32 Die kulturellen Wertmaßstäbe 
und Ideale des Managements einer Organisation sowie die Verpflichtun-
gen des Unternehmens gegenüber der Gesellschaft werden als weitere 
Determinanten des strategischen Handlungsspielraumes nur beschrieben, 
jedoch ohne eine empfohlene Vorgehensweise darzulegen. Zur Analyse 
der Marktnischen schlägt Hinterhuber Markt-, Produkt- und Kundenorien-
tierte betriebswirtschaftliche Methoden wie die Portfolio-Methode vor.33 
Aus diesen sechs Bewertungen, ihren antizipierten Veränderungen in der 
Zukunft sowie der Vision und Mission ergibt sich bei Hinterhuber der stra-
tegische Handlungsspielraum einer Organisation, innerhalb dessen ihre 
Führung aus mehreren möglichen Strategien wählt, um die Organisation 
so zu steuern und zu verändern, dass sie in der antizipierten Umwelt der 
Zukunft erfolgreich bestehen kann.34 
Die Strategie im betriebswirtschaftlichen Sinn zeichnet sich zusammenge-
fasst aus durch ihre Langfristigkeit35, die fundamentale Orientierung an 
den Ergebnissen einer Analyse der Organisations-Umwelt, ihre Ausrich-
tung auf die antizipierte zukünftige Entwicklung dieser Umwelt und des 
erfolgreichen Operierens des Unternehmens innerhalb seines Ökosys-
tems. Weiterhin grenzt sie sich sowohl in ihrem zeitlichen Horizont, als 
auch hinsichtlich ihres inhaltlichen Abstraktionsniveaus nach oben von der 
                                                                        
 
31
 Vgl. Hinterhuber (2011), S. 125-129. 
32
 Vgl. Hinterhuber (2011), S. 130-144.  
33
 Vgl. Hinterhuber (2011), S. 169-173. Auf eine detailliertere Darstellung wird mangels 
Übertragbarkeit auf kommunale Organisationen verzichtet.  
34
 Vgl. Hinterhuber (2011), S. 153-155. 
35
 Allerdings reicht der zeitliche Maßstab nicht über einige wenige Jahre hinaus, abhängig 
von der Dynamik der Umwelt, vgl. hierzu Hinterhuber (2011), S. 122f. 
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dauerhaften Vision/Mission ab sowie nach unten von operativen Regelun-
gen wie z.B. organisatorischen Maßnahmen, Plänen und Zielen. Dabei 
muss eine Strategie nicht notwendigerweise im Vorhinein fix geplant sein, 
sondern kann vielmehr flexibel in einem ständigen Feedbackkreislauf an-
gepasst werden. 
 
1.2 Verwaltungswissenschaftliche Strategiebegriffe 
1.2.1 Zur Unterscheidung von Organisationsstrategien und Kommu-
nalpolitischen Strategien  
Schedler/Siegel unterscheiden zwei Arten von strategischen Themenfel-
dern: Einerseits Themen, die die „Kommune insgesamt“ betreffen, ande-
rerseits solche, die „Kommunalpolitik und –verwaltung“ selbst berühren.36 
Diese Unterscheidung ist für den kommunalpolitischen Bereich entschei-
dend: Themen der Kommune, wie z.B. Entwicklung als Wirtschaftsstandort 
oder auch lokale Nachhaltigkeit, sind aus der Sicht der Organisation Ver-
waltung (auch) nach außen gerichtet. Der Gestaltungsspielraum von 
Kommunen unterscheidet sich dabei von Thema zu Thema, abhängig von 
übergeordneten administrativen Vorgaben. Themen der Kommunalpolitik, 
wie z.B. die Implementation des neuen Steuerungsmodells oder Perso-
nalentwicklung zielen hingegen auf die Organisation selbst, also nach in-
nen.  
Der Begriff Politik bezeichnet nach gängiger politikwissenschaftlicher Defi-
nition die Prozesse zur Willensbildung und Entscheidungsfindung über die 
Angelegenheiten eines Gemeinwesens sowie Handlungen und Ziele zu 
seiner Führung.37 Diese prinzipielle Möglichkeit zur Gestaltung der organi-
satorischen Umwelt sowohl durch Anreize als auch durch Gebote und 
Verbote unterscheidet sich von der vor allem nach innen gerichteten Ge-
staltungsmacht des Unternehmens grundsätzlich. Daher werden in der 
vorliegenden Arbeit solche Strategien als kommunalpolitische Strategien 
                                                                        
 
36
 Vgl. Schedler/Siegel (2004), S. 107f. 
37
 Vgl. z.B. Schmidt (2004), S. 538f. 
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bezeichnet, die aus der Perspektive der Organisation heraus nach außen 
auf die „wirkungsorientierte Steuerung“38 von Sachverhalten in der Kom-
mune hin gerichtet sind. Ausschließlich nach innen gerichtete Strategien, 
werden als Organisationsstrategien bezeichnet. Kommunalpolitische Stra-
tegien können Organisationsstrategien beinhalten, die ihre Zielrichtung 
unterstützen. 
 
1.2.2 Spezifische strategische Rahmenbedingungen der Kommunal-
verwaltung 
Spezifisch für die strategischen Rahmenbedingungen der Verwaltung ist 
aus Sicht von Schedler/Siegel eine inkrementalistisch kleinteilige Umset-
zung von Veränderungen. Dieser steht ein normativer Anspruch auf lang-
fristig ausgerichtetes Verwaltungshandeln durch die Umwelt entgegen: Es 
wird erwartet, dass „die Verwaltung zukünftige Probleme antizipiert und 
löst, bevor sie sich soweit ausdehnen, dass sie praktisch unlösbar wer-
den“.39 Es ist laut den Autoren zu erwarten, dass die strategische Heran-
gehensweise diese Problemlösungskompetenz im Angesicht von soge-
nannten Megatrends erhöht.40 
Weitere Unterschiede zwischen kommunalen Organisationen und Unter-
nehmen, die hinsichtlich der Strategieentwicklung zu berücksichtigen sind, 
liegen für Schedler/Siegel u.a. darin, dass  
-  Kommunen meist nicht innerhalb von Markt-/ Wettbewerbsmecha-
nismen operieren, sondern in institutionellen Arrangements, so dass 
ihre Finanzierung mehrheitlich nicht von Marktgesichtspunkten ab-
hängt. 
                                                                        
 
38
 Vgl. Kese/Zimmermann (2017), S. 17. 
39
 Vgl. Schedler/Siegel (2004), S. 20-23, Zit. ebd 
40
 Laut Schedler/Siegel sind diese Megatrends demographische Veränderungen, Werte-
wandel, zunehmende Aktivitäten verschiedener Interessengruppen, Form- und Aufga-
benwandel des Staates, Finanzierungsprobleme öffentlicher Körperschaften sowie Glo-
balisierung. Vgl. hierzu Schedler/Siegel (2004), S. 23f. 
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-  Kommunen durch gesetzliche Gebote und institutionelle Arrange-
ments in ihrer Handlungsfreiheit beschränkt werden, insbesondere in 
Bereichen des hoheitlichen Handelns. 
-  die Verwaltungsspitze ebenfalls durch Gesetze, Regelungen sowie 
die Entscheidungen der politischen Akteure in den Gemeinderäten 
gebunden ist, insbesondere im Hinblick auf die Allokation von Res-
sourcen. 
-  Direktdemokratische Elemente und der Ausbau kooperativer Formen 
der Demokratie (wie z.B. unter dem Konzept der Bürgerkommune) 
die strategischen Entscheidungen durch den Aufbau von Vetopositi-
onen und eine steigende Komplexität beeinflussen.41 
Aus diesen Feststellungen folgt, dass die Organisation Verwaltung ihre 
Strategien verglichen mit der Vorgehensweise für Unternehmen anders 
formulieren muss: Bei der Umweltbeobachtung sind soziale, ökonomische, 
politische und regulatorische Sachverhalte und Trends von herausragen-
der Bedeutung, sowohl auf übergeordneten administrativen Ebenen (Eu-
ropa, Bund, Land, Regierungsbezirk, Landkreis), wie auch konkret auf 
dem Gebiet der jeweiligen Kommune. Die Analyse der eigenen Stärken 
und Schwächen als Teil der Strategieformulierung wird von der besonde-
ren strategischen Situation der Kommunalverwaltung in ihrer Bedeutung 
nicht berührt. Die Stellung der Organisation am Markt (Angebot, Nachfra-
ge, Konkurrenz) ist jedoch weniger von Bedeutung als bei Unternehmen, 
da die Kommune im Grundsatz mit ihren „Kunden“ – also Bürgern, lokalen 
Unternehmen und Institutionen – nicht nach Markt-Mechanismen intera-
giert, ebenso wenig wie sie mit anderen Kommunen um „Kunden“ konkur-
riert (zu Ausnahmen siehe folgender Absatz). Vielmehr sind es die Me-
chanismen von Demokratie, Mitbestimmung, öffentlicher Kontrolle, die die 
Beziehung der Organisation Kommune zu ihrer Umwelt prägen. 
Kommunen operieren in einigen Bereichen allerdings doch auch unter 
Markt- und/ Wettbewerbsbedingungen: So laut Schedler/Siegel bei der 
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 Vgl. Schedler/Siegel (2004), S. 89-93 sowie S. 135. 
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Personalrekrutierung unter Marktbedingungen (Personalmarkt, Konkur-
renz mit anderen öffentlichen und privaten Arbeitgebern) oder beim 
Standortmarketing unter Wettbewerbsbedingungen (Konkurrenz mit ande-
ren Gebietskörperschaften um wirtschaftliche Ansiedlungen, deren Ergeb-
nisse sich z.B. in Einnahmemöglichkeiten für die kommunalen Haushalte 
und zukünftige Entwicklungschancen niederschlagen).42 Gleiches gilt 
selbstverständlich auch in Bereichen der Strategie, wo Kommunen bzw. 
kommunale Unternehmen freiwilligen Leistungen am Markt anbieten (z.B. 
kommunale Energieversorger). Die Bedingungen der organisatorischen 
Umwelt der Verwaltung sind damit in diesen Bereichen durchaus mit de-
nen von Unternehmen zu vergleichen. Daraus ergibt sich als Arbeitshypo-
these für diese speziellen Bereiche ein vergleichbarer Bedarf an strategi-
scher Umweltanalyse sowohl auf der politischen, gesellschaftlichen und 
ökonomischen Ebene, wie auch der „Konkurrenz“ und des „Marktes“. 
 
1.2.3 Strategisches Management: Der integrierende Ansatz der 
Hans-Böckler-Stiftung 
2004 erschien die Studie von Schedler/Siegel im Auftrag der Hans-
Böckler-Stiftung. Ziel der Studie war es, sowohl die Breite der bisherigen 
Ansätze darzustellen als auch einen eigenen Zugang zu strategischem 
Management eröffnen, der Inhalte, Akteure, Prozesse und Instrumente 
des strategischen Managements praxisorientiert integriert und auch mit 
Bezug auf die aktuelle Governance-Forschung betrachtet. Anstelle einer 
einheitlichen Definition des Strategiebegriffs arbeiten Schedler und Siegel 
mit einer Auswahl an Definitionen, deren zentrale Elemente im Folgenden 
herausgearbeitet werden.  
Zentral ist für sie die Unterscheidung einerseits zwischen Strategie als 
Plan: Durch bewusste Entscheidungen passt sich eine Organisation an 
bereits erfolgte oder für die Zukunft antizipierte Veränderungen der Um-
welt an, so dass die vorhandenen Ressourcen möglichst effektiv – also 
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wirksam – eingesetzt werden. Zum anderen kann Strategie als Muster de-
finiert werden, dass sich aus der retrospektiven Betrachtung des konsis-
tenten Verhaltens einer Organisation ergibt, ohne dass diesem Verhalten 
eine bewusste Entscheidung zu Grunde lag.43  
Auf dieser Basis schlagen sie eine Definition des strategischen Manage-
ments vor, die ebenso wie die klassische betriebswirtschaftliche Definitio-
nen die Langfristigkeit strategischen Handelns betont: „Strategisches Ma-
nagement ist die erfolgsorientierte Gestaltung der langfristigen Entwick-
lung von Organisationen der Verwaltung“44 Strategisches Management ist 
in dieser Sicht der erste Schritt zur operativen Arbeit an und mit einer Stra-
tegie: „Strategisches Management ist hier als bewusste Gestaltung dieser 
Strategien zu verstehen, von der Formulierung der Absichten über konkre-
te Maßnahmen zu deren Realisierung bis hin zur Evaluation der Bemü-
hungen“.45 
Schedler und Siegel betonen dabei, dass strategisches Management 
„auch und gerade in der Verwaltung nicht ohne konzeptionelle und visio-
näre Elemente“46 auskommt in Form von Planung, Leitbildern und ähnli-
chem. Auch in der verwaltungswissenschaftlichen Sichtweise dient strate-
gisches Management als Mittel zur Anpassung der Organisation an eine 
sich in ihren Konditionen und Anforderungen ständig verändernde, kom-
plexe Umwelt.47  
Die vier Gesichtspunkte der Strategieentwicklung sind für Schedler/Siegel  
-  Inhalte (strategische Themenfelder, Strategien und Ziele),  
-  Akteure (Verwaltungsspitze, Fachbereichsspitze, politische Gremien, 
Mitarbeiter, aber auch Bürger),  
-  Prozesse (Formulierung, Umsetzung und Evaluation der Strategie) 
und  
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-  Instrumente (zur Analyse, Formulierung und Verwirklichung).48  
Um Strategie im Sinne der vorliegenden Arbeit zu definieren, sind vor al-
lem die von den Autoren vorgesehenen Strategieinhalte von Interesse. 
Ihre Herangehensweise, zunächst für den Erfolg der Gesamt-Organisation 
die besonders relevanten strategischen Themenfelder zu identifizieren, 
deckt sich prinzipiell mit dem betriebswirtschaftlichen Ansatz nach Hinter-
huber. Die Strategie wird ebenfalls von der übergeordneten, allgemeinen 
Vision, Mission oder auch dem Leitbild abgegrenzt, daneben aber auch 
vom ebenfalls übergeordneten „strategischen Ziel“ unterschieden, das ei-
nen angestrebten zukünftigen Zustand beschreibt, für den Weg zur Zieler-
reichung jedoch Freiräume lässt.49  
Der Ansatz von Schedler/Siegel ist ein kommunalpolitisch-strategischer, 
wenngleich sie ihren Hauptfokus auf verwaltungsinterne Fragen legen. 
Dies lässt sich an den unter 1.2.2 oben dargestellten Überlegungen von 
Schedler/Siegel abelesen, sowie ihrer Wertung von externem Steue-
rungserfolg als Oberziel: „Adressaten- und Systemwirkung, also ein ange-
strebter Zustand bzw. dessen Veränderung außerhalb der Verwaltung 
muss aber letztlich als Maßstab für deren tatsächliche Wirksamkeit heran-
gezogen werden“.50 
 
1.2.4 Strategie im New Public Management: Das Neue Steuerungs-
modell der KGSt 
Für den deutschsprachigen Bereich von besonderer Bedeutung sind die 
Empfehlungen der Kommunalen Gemeinschaftsstelle für Verwaltungsver-
einfachung (KGSt), da sie von besonders vielen Städten und Gemeinden 
rezipiert und umgesetzt werden. Insbesondere das Neue Steuerungsmo-
dell (NSM) kann als wesentliche Grundlage der Verwaltungsreform in 
Deutschland angesehen werden: Die KGSt hat mit dem Neuen Steue-
rungsmodell (NSM) 1993 einen wichtigen Grundstein für zielorientierte 
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Steuerung in Kommunen gelegt. Ziel war es, die kommunalen Haushalte, 
seinerzeit noch kameralistisch geführt, durch neue Instrumente und Indi-
katoren besser steuern zu können: Zentrales Instrument hierfür waren Zie-
le, umgesetzt einmal als „Produktbeschreibungen“, die Wirkungen, Stan-
dards, Ressourcen und Ergebnisziele für kommunale Leistungen be-
schreiben sollten; zum anderen in Form von Controlling und Kontraktma-
nagement, die den Ämtern, Eigenbetrieben und Beteiligungen Gestal-
tungsfreiheit erlauben, aber auch gleichzeitig messbare Vorgaben machen 
und ihre Einhaltung überwachen sollten. Hinzu kamen auf den Kunden-
nutzen und auf Effizienz ausgerichtetes Qualitätsmanagement, Kosten- 
und Leistungsrechnung sowie die Verknüpfung von Kosten und Leistun-
gen.51 
Die Schwachstellen dieser ersten Version des NSM wurden mittlerweile 
nicht nur von anderen Thinktanks kritisiert,52 sondern auch von der KGSt 
zum Anlass genommen, das Konzept zu einem integrativen strategischen 
Management weiterzuentwickeln. Dieses Konzept wurde im Jahr 2000 mit 
dem Ansinnen publiziert, Fragen nach der Entwicklung und Priorisierung 
von Zielen, der Priorisierung von Analysen, der Auswahl von Bewertungs-
kriterien, den Umgang mit Ziel- und Interessenkonflikten, Verfahrenseffizi-
enz und weiteren Unklarheiten des ursprünglichen Konzepts zu beantwor-
ten.53  
Die Antwort der KGSt ist sind drei in Ebenen eingeteilte Managementbe-
griffe: Die allgemeinste, übergeordnete Ebene ist das normative Manage-
ment. Es beinhaltet die Vision, Mission bzw. das Leitbild, also die langfris-
tigen, übergeordneten Ziele, die „darauf ausgerichtet sind, die Lebens und 
Entwicklungsfähigkeit zu ermöglichen“.54 Sie betreffen grundsätzliche Ent-
scheidungen, wie die zukünftige Organisationskultur, -struktur und –vison 
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aussehen sollen.55 Von den Zielen des normativen Managements leitet 
sich die Strategie der Kommune ab. Auf der dritten Ebene, dem operati-
ven Management werden die normativen und strategischen Vorgaben in 
messbare Leistungsziele und Maßnahmen umgesetzt. Auf dieser Ebene 
sind Leistungen und Prozesse angesiedelt sowie die klassischen, im 
Haushalt verorteten NSM-Elemente wie Produkte, Einnahmen und Aus-
gaben, Ressourcen-verbrauch u.a. Das dreiteilige Konzept gleicht im We-
sentlichen den Ebenen des betriebswirtschaftlichen Konzepts.  
Von den Zielen des normativen Managements leitet sich die Strategie der 
Kommune ab, die mittels strategischen Managements formuliert und um-
gesetzt wird: Es „ist auf den Aufbau, die Pflege und die Ausbeutung von 
Erfolgspotentialen gerichtet, für die Ressourcen eingesetzt werden müs-
sen“.56 Auch die KGSt betont, dass Strategie auf Chancen und Risiken der 
Umwelt, ihre mittelfristige Veränderung und die organisatorische Anpas-
sung daran ausgerichtet ist. Da die Zukunft nicht exakt vorhersehbar ist, 
sollen Erfolgspotentiale aufgebaut werden, die Flexibilität ermöglichen und 
damit zukünftige Zielerreichung trotz komplexer Ungewissheiten verspre-
chen.57 
Strategie wird in diesem Ansatz inhaltlich durch vier sogenannte Zielfelder 
definiert: Prozesse und Strukturen, Ressourcen, Produkte, Ergebnisse 
und Wirkungen, wobei Ergebnisse und Wirkungen („outcomes“) im Zent-
rum der Strategie stehen sollten. Die Zielfelder stellen eine auf Kommunen 
angepasste Variante der Balanced Scorecard dar (siehe 1.3 unten). Der 
Ansatz ist auf gesamtkommunale Strategien ebenso wie auf Teilstrategien 
für einzelne Handlungsfelder anwendbar, wobei Handlungsfelder kommu-
nalen Politikfeldern wie z.B. „Jugend und Soziales“ entsprechen und von 
den Zielfeldern zu unterscheiden sind. Die zunehmende Dezentralisierung 
der Verwaltung durch Kontraktmanagement und Budgetierung bedürfe 
                                                                        
 
55
 Vgl. Heinz (2000), S. 28-58. 
56
 Heinz (2000), S. 13. 
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laut den Autoren der integrierenden Gegenwirkung des strategischen Ma-
nagements, um sie effektiv steuern zu können.58 
Das zentrale Zielfeld „Wirkungen“ überträgt die Kern-Elemente der be-
triebswirtschaftlichen Strategieformulierung auf die Situation der Kommu-
nen: Zunächst sind Strategische Relevanz und Prioritäten der Handlungs-
felder zu klären, dann sollen die Entwicklung von Chancen und Risiken 
geklärt werden. Für die Relevanz eines „Problems“ seien seine Ursachen, 
das Ausmaß und die Betroffenen bestimmend. Risiken und Chancen sol-
len ebenfalls durch eine auf die Zukunft gerichtete Umweltanalyse be-
stimmt werden. Dafür werden abhängig vom betrachteten Handlungsfeld 
die relevanten Einflussgrößen u.a. aus den Dimensionen Wirtschaft, Ge-
sellschaft, Technologie und Recht ausgewählt. Laut KGSt sollten daraus 
Trends abgeleitet werden, die im Optimalfall qualitativ und quantitativ be-
stimmt werden sollten. Die Priorität eines Handlungsfeldes ergibt sich aus 
seiner strategischen Relevanz (niedrig – mittel – hoch) sowie der Tendenz 
der Trends (Chancen, Risiken oder neutral).59  
Zuletzt werden auf dieser Basis strategische Ergebnis- und Wirkungsziele 
formuliert: „Die Ziele müssen sich strikt auf beabsichtigte Ergebnisse bzw. 
Wirkungen in der örtlichen Gemeinschaft konzentrieren und sollen noch 
keine Verbindung zu Programmen/Produkten der Kommune herstellen“.60 
Gleichzeitig stellen die Autoren an die Ziele den Anspruch, dass sie ein-
deutige, am besten quantifizierbare Kriterien für die Zielerreichung formu-
lieren. Da die KGSt einen produktbasierten Haushalt und Kontraktsteue-
rung gemeinsam mit dezentralisierten Teilhaushalten als wichtigstes 
Werkzeug zur Umsetzung der Strategie vorsieht, unterscheidet sie zwi-
schen Jahres- und Mehrjahreszielen. Der strategische Zeithorizont liegt 
dadurch, ähnlich wie bei den anderen Ansätzen, bei mehreren Jahren. Die 
Wirkungsziele umfassen dabei alle durch die Kommunalpolitik und -
verwaltung steuerbaren kommunalen Angelegenheiten, wie eines der ge-
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nannten Beispiele belegt: „Weniger Menschen (minus x %) sollen von So-
zialhilfe abhängig sein“.61 Es handelt sich also um einen kommunalpoliti-
schen Strategieansatz im Sinne der in der vorliegenden Arbeit verwende-
ten Definition.  
Die weiteren Zielfelder Prozesse und Strukturen, Ressourcen, Produkte 
beschäftigen sich u.a. mit Fragen der Prozessoptimierung, Budgeteckwer-
te, Effizienz, Effektivität bei der Zielerreichung, strukturellen Entscheidun-
gen zur Leistungstiefe und –breite, Make-or-buy-Entscheidungen und der 
Produktstrategie.62 Dabei handelt es sich um die sehr umfangreichen or-
ganisationsstrategischen Aspekte des KGSt-Ansatzes (siehe 1.2.1 oben). 
Die weiteren Zielfelder sind den Wirkungszielen untergeordnet und sollen 
ihrer Umsetzung dienen, daher ist eine vollständige Strategie nach dem 
KGSt-Ansatz eine kommunalpolitische Strategie. 
Die Begriffe „Handlungsfeld“ und „Problem“ werden von der KGSt syno-
nym gebraucht,63 der Schwerpunkt seiner Leitfragen liegt auf dem Antizi-
pieren zukünftiger Herausforderungen. Dieser Ansatz deckt angesichts 
der bereits hohen kommunalen Aufgabendichte und –komplexität sicher-
lich die wichtigsten Bedürfnisse der Entscheider ab. Strategisches Poten-
tial zu gestaltendem Handeln in einer Kommune, das sich nicht als Prob-
lem abzeichnet, wird jedoch möglicherweise nicht erkannt. 
 
1.2.5 Strategie im New Public Management: Der Schmalenbach-
Arbeitskreis 
Der Schmalenbach-Arbeitskreis „New Public Management“ ist ein seit 
1999 bestehender Zusammenschluss von Wissenschaftlern und Prakti-
kern aus dem Feld der öffentlichen Betriebswirtschaftslehre, der vorher 
(1983 bis 1998) als Controlling-Arbeitskreis firmierte. Er hat seine Er-
kenntnisse zum strategischen Management im Jahr 2001 als Sammel-
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band veröffentlicht. Laut der Definition des Arbeitskreises ist strategisches 
Management „konzeptionelles, das heißt grundlegendes, übergreifendes 
und weitreichendes Zielsetzen, Entscheiden und Handeln“64, weiterhin sei 
es zu verstehen „im Sinne einer langfristig ausgerichteten, auf wesentliche 
Themen fokussierten Steuerung“.65 Zweck des strategischen Manage-
ments ist „der Aufbau, die Pflege und die Realisierung von Erfolgspoten-
tialen, welche das mittel- und langfristige Überleben der Organisation si-
cherstellen“.66  
Gegenüber dem strategischen Management von Unternehmen betont der 
Ansatz die dienst-, verwaltungs- und haushaltsrechtlichen Grenzen bei der 
Gestaltung der Struktur der Organisation, obwohl gleichzeitig die Kommu-
ne als Dienstleistungsbetrieb klassifiziert wird. Im Unterschied zu finanziel-
len Formalzielen wie in Unternehmen, dominierten in der Verwaltung 
Sachziele, die durch die Logik des kompromissorientierten kommunalpoli-
tischen Prozess oft bewusst unscharf ausfielen.67  
Am ursprünglichen Neuen Steuerungsmodell (NSM), dass die Kommunale 
Gemeinschaftsstelle für Verwaltungsmanagement (KGSt) 1993 vorgestellt 
hat, kritisieren die Autoren des Schmalenbach-Arbeitskreises, dass es 
Strategie und strategisches Management zunächst nicht mitgedacht und 
die Zielformulierung auf der Seite der Räte verortet habe, ohne die spezi-
fisch politischen Handlungslogiken berücksichtigt zu haben. Um diese 
Leerstelle auszufüllen, schlagen sie eine ähnliche Vorgehensweise vor, 
wie Hinterhuber: Ausgehend von einer Analyse der Situation der Organi-
sation sowie der Bedingungen ihrer Umwelt sollen zunächst mittels „The-
menmanagement“ zu priorisierende Politikfelder identifiziert werden.68  
Die Autoren schlagen zur Umweltanalyse eine regionale sowie eine glo-
bal-gesellschaftliche Betrachtung vor, anhand derer Chancen und Risiken 
der Entwicklungen identifiziert werden können: Als globale Veränderungs-
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 Eichhorn (2001), S. 22. 
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 Fiedler/Vernau (2001), S. 30. 
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 Fiedler/Vernau (2001), S. 28. 
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treiber sehen sie Globalisierung, Digitale Revolution, Finanzielle Ressour-
cen sowie soziokultureller und demographischer Wandel. Der Regio-
nalanalyse liegt die Idee zugrunde, dass zwischen den Kommunen ein 
regionaler Wettbewerb stattfindet.69 Zu den auszuwertenden regionalen 
Einflussfaktoren zählen  
„[…] Sozial- und Bevölkerungsstruktur, Einkommens- und Vermögensstruk-
tur der Einwohner, Wirtschafts- und Beschäftigungsstruktur, Industriestruk-
tur, Dienstleistungspotential, Innovationspotential der Region, Kultur- und 
Bildungspotential sowie deren jeweilige Entwicklungsperspektiven“.70 
 
Ergänzend empfehlen die Autoren eine Betrachtung der internen Stärken, 
Schwächen und Potentiale, z.B. in Form einer SWOT- oder Portfolio-
Analyse71 (zu den einzelnen Analyseinstrumenten siehe 1.3 unten). Die 
Herangehensweise ist eine in ihren Fragestellungen auf die Situation der 
Verwaltung angepasste Variante der Methoden der betriebswirtschaftli-
chen Strategiefindung. Im Fall der internen Analyse und der vorgeschla-
genen Instrumente ist sie sogar weitestgehend identisch (siehe 1.1 oben). 
Wenngleich die Entscheidung über die Ziele Aufgabe des Rates bleibt, so 
verorten die Autoren die Verantwortung für die vorangehende Analyse, 
Identifikation, Auswahl und Aufbereitung der Themen zur Diskussion klar 
bei der Veraltungsspitze, also dem (Ober-)Bürgermeister als Schnittstelle 
zwischen administrativem und politischem System. Die Schwerpunktset-
zungen sollen dabei den begrenzten zeitlichen Ressourcen und der Hand-
lungslogik des Rates entgegen kommen. Die in Form von Zielen operatio-
nalisierte Strategie kann dann durch die Verwaltungsspitze getrackt wer-
den. Ziel sollte ein kontinuierlicher Abgleich der strategischen Ziele, ihrer 
Umsetzung und der Anforderungen einer sich weiter verändernden Um-
welt sein.72  
Inhaltlich werden die strategischen Ziele zum einen von langfristigen Leit-
bildern unterschieden, die Werte verschriftlichen, Entwicklungsperspekti-
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ven aufzeigen sowie Stärken und Kernkompetenzen betonen sollen. Stra-
tegie kann dann der nächste Schritt zur Umsetzung sein. 73 Weiterhin un-
terscheiden die Autoren einerseits die kommunale Gesamtstrategie. Ihre 
zentralen Bestandteile sind die Themenpriorisierung sowie die Beziehun-
gen zwischen der Organisation und ihrem Umfeld: „Es geht darum, grund-
legende Prinzipien und Strukturen der zukünftigen längerfristigen Aufga-
benwahrnehmung festzulegen“.74 Zum anderen sehen sie Teil-Strategien 
für spezifische, im Rahmen der Gesamtstrategie identifizierte kommunale 
Politikfelder. Hier gilt es „die zukünftigen Einflussfaktoren auf dieses Auf-
gabenfeld mit ihren Wirkungen zu erfassen und hieraus mögliche Hand-
lungsstrategien abzuleiten“.75  
Inhaltliche Komponenten einer Strategie sollten Ziele, beabsichtigte Wir-
kungen (für die Kommune bzw. Bürger) und Rahmenwerte für den Res-
sourceneinsatz sein.76 Neben der inhaltlichen Gestaltung wird auch die 
Allokation von Finanz- und Personal-Ressourcen dem strategischen Be-
reich zugeordnet, wobei die konkrete, zielbezogene Budgetierung als der 
Zielformulierung nachfolgend und nachrangig dargestellt wird.77 Objekte 
für ein strategisches Management könnten beispielhaft die Breite des 
kommunalen Leistungsportfolios (insbesondere bei freiwilligen Aufgaben), 
aber auch die Leistungstiefe (Fragen des Outsourcing), aber auch ein in-
tegrierter Ansatz der Stadtentwicklungsplanung sein.78 
Der Ansatz des Schmalenbach-Arbeitskreises thematisiert in erster Linie 
die Gestaltung der Kommunalverwaltung als Organisation, ist also ein Or-
ganisationsstrategischer Ansatz (siehe 1.2.1 oben). Dies zeigt sich insbe-
sondere in den vorgeschlagenen Objekten des strategischen Manage-
ments. Auch setzt der Ansatz auf betriebswirtschaftliche strategische In-
strumente, insbesondere für Bereiche, in denen Kommunen über ihre Ei-
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genbetriebe und Beteiligungen am Markt agieren. Zwar deuten einzelne 
Autoren an, dass Themen der politischen Steuerung der Kommune eben-
falls strategisch angegangen werden sollten.79 Diese Sichtweise wird je-
doch im Sammelband nicht aufgegriffen, was insbesondere die themati-
sierten Instrumente wie z.B. Benchmarking oder Portfoliomanagement 
deutlich machen.80 Dennoch sind die Inhalte des Schmalenbach-
Strategiebegriffs prinzipiell auch auf kommunalpolitische Strategien an-
wendbar, da eine Wirkungsorientierung mitgedacht wird. 
Auffallend ist, dass die Analyse der Organisationsumwelt wie im betriebs-
wirtschaftlichen Ansatz als unverzichtbare Grundlage jeder Strategie defi-
niert wird. Klare ausformulierte Instrumente oder auch nur eine detaillierte 
Vorgehensweise zur Umweltbeobachtung fehlen jedoch. Die Umwelt der 
Organisation Verwaltung wird in allgemeinen Trends und anderen (regio-
nalen) Kommunen gesehen, zwischen denen eine marktähnliche Stand-
ortkonkurrenz bestehen soll.81 Dabei sind Fragen danach, wie sich Gesell-
schaft und politische Rahmenbedingungen regional wie global ändern kei-
neswegs trivial: Kommunen sind kraft ihrer Zuständigkeiten in wesentlich 
mehr Feldern und „Branchen“ aktiv, als ein durchschnittliches Unterneh-
men, was erfordert, aus zahlreichen komplexen Sachverhalten die richti-
gen Informationen zu extrahieren. Das politisch-administrative Gesamtsys-
tem und seine Regelungen, in das Kommunen eingebunden sind, werden 
zwar als Unterschied zu Unternehmen proklamiert, jedoch nicht als Teil 
der kommunalen Umwelt mitgedacht.  
 
1.3 Strategiedefinition der vorliegenden Arbeit 
Die Eigenschaften, die in allen oben dargestellten Ansätzen eine Strategie 
theoretisch definieren lassen sich wie folgt zusammenfassen: Strategien 
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sind Konzepte zur Anpassung von Organisationen an ihre sich verändern-
de Umwelt. Der angestrebte zukünftige Zustand der Organisation ist ein 
Zustand des Erfolgs, der durch das Erreichen von Zielen definiert wird. 
Strategien unterscheiden sich von Plänen durch ihre größere Flexibilität 
und regelmäßige Reevaluation sowie dadurch, dass sie nicht zwingend 
top-down und von Anfang an vorgegeben werden müssen sondern auch 
emergent sein können. Strategien zielen zeitlich grundsätzlich in die Zu-
kunft und beziehen sich auf einen mittelfristigen Zeithorizont von mehreren 
Jahren. Sie sind daher abzugrenzen von langfristigen, feststehenden Kon-
zepten wie Leitbildern sowie ihrer Umsetzung in konkreten Maßnahmen, 
Plänen et cetera.  
Die Strategie wird in allen Ansätzen auf Basis einer Analyse der Organisa-
tionsumwelt formuliert, bei der wesentliche Einflussfaktoren zu identifizie-
ren und in die Zukunft fortgeschrieben werden. Weiterhin ist darauf auf-
bauend eine Analyse der eigenen Organisation, ihrer Produkte, Prozesse 
und Strukturen und konkurrierender Organisationen in den strategisch 
vordringlichen Handlungsfeldern durchzuführen. Eine als in der zukünfti-
gen Umwelt als erfolgreich(er) antizipierte Form der eigenen Organisation 
wird schließlich durch Ziele beschrieben, die Strategie beschreibt die Rich-
tung, die eingeschlagen werden soll, um das Ziel zu erreichen. 
Spezifisch für die Strategie der Kommune ist, dass ihre Finanzierung 
mehrheitlich nicht von Marktgesichtspunkten abhängt. Die Stellung der 
Organisation am Markt (Angebot, Nachfrage, Konkurrenz) ist damit für die 
Strategieformulierung nur in wenigen, bestimmten Fällen von Bedeutung. 
Spezifisch ist für die Situation der Kommunalverwaltung und -politik aber 
auch ihr Verhältnis zu ihrer Umwelt: Sie besitzt die prinzipielle Möglichkeit 
zur Gestaltung der unmittelbaren organisatorischen Umwelt, also der 
Kommune. Kommunalpolitischen Strategien sind daher auch nach außen 
auf die „wirkungsorientierte Steuerung“82 von Sachverhalten in der Kom-
mune hin gerichtet. Dies ist ein wesentlicher Unterschied zwischen den 
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nach innen gerichteten Strategieansätzen von Hinterhuber sowie dem 
Schmalenbach-Arbeitskreis und der KGSt-Definition, die eine wirkungsori-
entierte Steuerung der Kommune umfasst.  
Gleichzeitig besitzen Kommunalverwaltung und -politik im Vergleich zu 
Unternehmen einen deutlich begrenzteren strategischen Handlungsspiel-
raum, da ihre gesamte relevante Umwelt größeren Einfluss auf sie ausübt: 
Zum Beispiel durch die Ansprüche der kommunalen Gesellschaft und der 
lokalen Wirtschaft, ihren repräsentativ- und direktdemokratischen Einflüs-
sen, vor allem aber auch die komplexen institutionellen und regulatori-
schen Arrangements im europäischen Mehrebenensystem. Dies begrenzt 
ihren strategischen Handlungsspielraum auf vielfältige Art und Weise. 
 
1.4 Strategische Instrumente für die Kommunalpolitik – Bestand 
und Desiderata 
Strategische Instrumente sind Instrumente, die zur Analyse von Informati-
onen, zur Konzeption und zur Umsetzung von Strategien genutzt werden 
können.83 Da nach den oben verwendeten Definitionen die Umsetzung der 
Strategie dem operativen Management zugerechnet wird,84 werden im 
Folgenden nur Instrumente zur Analyse und Konzeption betrachtet. Um 
als kommunalpolitisches strategisches Instrument im Sinne dieser Unter-
suchung gelten zu können, müssen diese weiterhin im Rahmen von kom-
munalpolitischen Strategien (siehe 1.2.1 oben) anwendbar sein.  
Die KGSt zum Beispiel schlägt als Methoden zur Strategieformulierung 
unter anderem die Portfoliotechnik zur Bewertung kommunaler Leistungen 
nach Potentialen und Problemen, Stärken-Schwächen-Profile zur Beurtei-
lung von Produkten und Prozessen, Best- und Worst-Case-Szenarien zur 
Einschätzung der Kosteneffizienz und die Transaktionskostenanalyse zur 
Bestimmung von Organisationsformen und Auslagerungs- bzw. Make-or-
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buy-Entscheidungen vor.85 Die von der KGSt vorgeschlagenen Instrumen-
te entsprechen den Instrumenten des betriebswirtschaftlichen Ansatzes 
weitestgehend,86 wenngleich sie auf die kommunale Situation angepasst 
wurden: So nutzt z.B. das Stärken-Schwächen-Profil statt dem Vergleich 
mit tatsächlicher Konkurrenz Benchmarking mit anderen Kommunen und 
Soll-Ist-Vergleich.87 Die strategischen Anforderungen der Marktlogik, die 
sich in den Instrumenten wiederfinden, werden durch Surrogate ersetzt. 
Die vorhandenen Instrumente liefern in erster Linie Informations-Input für 
strategische Entscheidungen, die sich auf die innere Organisation der 
Verwaltung beziehen: Ressourcen, Strukturen, Prozesse.  
Der spezifischen strategischen Situation von Kommunen wird durch die 
vorhandene Auswahl an Instrumenten in zwei Bereichen nicht bzw. nur 
unzureichend Rechnung getragen: Unzureichend berücksichtigt ist die 
Möglichkeit der Kommunalverwaltung und –politik zur Gestaltung der 
Kommune. Zwar kann die Wirkung einer Leistung prinzipiell in Form eines 
Stärken-Schwächen-Profils erfasst werden, Leistungen können unterei-
nander und möglicherweise sogar mit anderen Kommunen verglichen 
werden.88 Das Instrument liefert jedoch zunächst nur Anhaltspunkte dafür, 
ob Verbesserungspotential existiert, nicht jedoch, wie dieses aussehen 
könnte. Hier fehlt unter den klassischen strategischen Ansätzen ein sys-
tematischer Ansatz, mit dem z.B. vergleichende Informationen über Her-
angehensweisen in anderen Kommunen erhoben werden und der auch 
der spezifisch politischen Qualität kommunaler Strategien gerecht wird. 
Denn diese werden im Wechselspiel von Verwaltung und kommunaler 
Vertretung entwickelt, das Agieren der Verwaltung wird „politisiert“, die 
kommunalen Akteure verfügen über eine spezifische Handlungslogik.89  
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Ebenfalls unzureichend durch strategische Instrumente abgedeckt ist der 
spezifische strategische Handlungsspielraum von Kommunalpolitik und -
verwaltung (siehe 1.3 oben): Die unmittelbare Umwelt der Kommune, ihre 
Einwohner und ansässigen Unternehmen, interagieren als Bürger mit der 
Organisation Verwaltung, nicht nur als Kunden. Vereinzelt wird daher in 
der verwaltungswissenschaftlichen Literatur eine kommunale Stakehol-
deranalyse, also „die Analyse ihrer Anspruchsgruppen und deren Erwar-
tungen“90 vorgeschlagen. Diese deckt die kommunale Organisationsum-
welt zumindest teilweise ab – ohne jedoch ihre Interaktion mit Kommunal-
politik und-verwaltung in den Blick zu nehmen.  
Der spezifische strategische Handlungsspielraum der Kommune zur ihrer 
erweiterten Organisationsumwelt – dem europäischen Mehrebenensystem 
– (siehe 1.3 oben) wird schließlich durch die behandelten Instrumente gar 
nicht abgedeckt: Die vorgeschlagene Umweltanalyse91 (KGSt) bzw. die 
SWOT-Analyse als erweitere Stärken-Schwächen-Analyse92 (Hans-
Böckler-Stiftung) behandelt rechtliche Trends als ein Faktor unter vielen 
bzw. überhaupt nicht. Dies wird der engen Einbindung der Kommunen in 
Regeln und Zusammenhänge, wie unter 1.2.2 oben beschrieben, nicht 
gerecht. 
 
2 Politikfeldanalyse und Kommunalpolitik  
2.1 Mögliche Perspektiven einer Politikfeldanalyse als strategisches 
Instrument der Kommunalpolitik 
In der Politikfeldforschung ist Forschung über Kommunen rar gesät. 
Kommunen als Forschungsobjekt verfügen bei weitem nicht über die glei-
che Beliebtheit wie Politik auf EU-, Bundes- und Landesebene.93 Daher 
betrachtet die vorliegende Arbeit zunächst, welche Herangehensweise der 
Politikfeld-Analyse sich prinzipiell eignet, um die unter 1.4 oben formulier-
                                                                        
 
90
 Schedler/Siegel (2004), S. 186f. 
91
 Vgl. Heinz (2000), S. 104f. 
92
 Vgl. Schedler/Siegel (2004), S. 184f. 
93
 Vgl. Bogumil/Holtkamp (2006), S. 10f. 
  
 
28
ten Anforderungen an ein strategisches Instrument der Kommunalpolitik 
zu erfüllen.  
Die erste Möglichkeit ist, die Kommune als Forschungsobjekt zu betrach-
ten: Durch systematische Betrachtung von Kommunen werden verglei-
chende Informationen über Herangehensweisen in (anderen) Kommunen 
erhoben (Benchmarking von Methoden). So können auch Erkenntnisse 
hinsichtlich der politischen Konzeption und Umsetzung der betrachteten 
kommunalen Strategien gewonnen werden. Dabei können sowohl die 
Kommunalpolitik und-verwaltung, als auch das kommunale Umfeld in den 
Blick genommen werden. 
Es ist aber auch denkbar, die Perspektive der Kommune auf ihre politi-
sche Umwelt im Mehrebenensystem einzunehmen: Ziel ist dann, Trends 
oder Veränderungen zu identifizieren, die den kommunalen Handlungs-
spielraum betreffen, bzw. die das Verstehen des bestehenden Handlungs-
spielraumes ermöglichen. Das wäre ein Beitrag zur Strategieformulierung 
im Rahmen einer auf die strategische Situation von Kommunen optimier-
ten Umweltanalyse. 
Da die Politikfeldforschung methodologisch extrem aufgefächert ist, wird 
angesichts des begrenzten Raumes in der vorliegenden Arbeit eine Prag-
matische Auswahlentscheidung getroffen: Ausgewählt wurde mit dem Po-
licy-Cycle ein Politikfeldforschungsansatz, der von Kese/Zimmermann be-
reits auf die Kommunalpolitik angewendet wurde. Damit wird hier der An-
satz gewählt, die Kommune zum Forschungsobjekt zu machen. 
 
2.2 Definitionen: Politikfeld, Policy und ihre Analyse  
Der Begriff Politikfeld ist in der Politikwissenschaft fest etabliert, jedoch 
nicht eindeutig definiert: Eine allgemein geteilte Definition existiert laut Lo-
er et al. nicht.94 Teilweise werden Politikfelder einfach aus der Alltagsspra-
che oder von Institutionenbezeichnungen in die Wissenschaft übernom-
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men („Sozialpolitik“, „Umweltpolitik“).95 Basierend auf einer Literaturaus-
wertung schlagen Loer et al. folgende Definition vor: Ein Politikfeld ist „ei-
ne spezifische und auf Dauer angelegte Konstellation sich aufeinander 
beziehender Probleme, Akteure, Institutionen und Instrumente“.96 
Haunss/Hofmann ergänzen als weiteres konstituierendes Merkmal „die 
politische Auseinandersetzung um Rahmenbedingungen, Ziele, Finanzie-
rung etc.“.97 Sie interpretieren außerdem „spezifisch“ so, dass von Akteu-
ren und Institutionen das Politikfeld als eigenständige Konstellation ange-
sehen wird.98 Diese einander ergänzende Definitionen werden für die vor-
liegende Arbeit im Folgenden zu Grunde gelegt. Sie benennen auch be-
reits die möglichen Untersuchungsgegenstände der Politikfeldanalyse.  
Praktisch kein Lehrbuch zur Politikfeldanalyse kommt ohne den Begriff der 
Policy aus. Die meisten unter dem Oberbegriff Politikfeldanalyse gelisteten 
Ansätze, die dem englischsprachigen Raum entstammen, haben „Policy-“ 
als Präfix.99 Reiter und Töller z.B. setzen implizit voraus, dass eine Policy 
(Politikinhalt) den zentralen Untersuchungsgegenstand einer Politikfeldan-
alyse darstellt. Sie definieren eine Policy als „eine oder mehrere kollektiv 
verbindliche Regelungen“, wobei diese nicht zwingend eine staatliche Re-
gelung darstellen müssen, sondern z.B. auch freiwillige Vereinbarungen 
umfassen.100 Dies entspricht den „Instrumenten“ der Politikfeld-
Definition.101 Die anderen Elemente des Politikfeldes bilden sie ab in den 
klassischen Kategorien der Politikwissenschaft, Polity (Politikstrukturen, 
Institutionensysteme) und Politics (Prozesse der konflikthaften Entschei-
dungsfindung). Sie sind „erklärende Variablen“ für die abhängige (zu er-
klärende) Variable Policy.102 In der Politikfeld-Sichtweise nach Loer et al. 
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können hingegen alle konstituierenden Elemente des Politikfeldes als ab-
hängige Variable behandelt werden.103 Zwischen einer Policy und dem 
Begriff des Politikfeldes wird von den Autorinnen nicht weiter unterschie-
den. 
Forschungspraktisch ergibt sich daraus: Es ist legitim, ein Politikfeld durch 
seine Policies zu analysieren, da zusammenhängende Policies ein Teil 
dessen sind, was ein Politikfeld ausmacht. Umgekehrt ist es jedoch in je-
dem Fall notwendig, das behandelte Politikfeld zu definieren - insbesonde-
re wenn die Untersuchung einer Policy als Ansatz zur Politikfeldanalyse 
genutzt werden soll. Ein neuartiges Politikfeld wie Nachhaltigkeit (siehe 
3.2.2 unten) hat sich überdies noch nicht in offenkundigen Strukturen und 
Instrumenten (entsprechend benannte Ministerien, Gesetze u.ä.) manifes-
tiert. Es ist daher auch wichtig, die Existenz eines Politikfeldes zu prüfen, 
um eine reine Proklamation ohne untersuchbare empirische Wirkungszu-
sammenhänge zu verhindern. 
 
3 Beispielhafte Politikfeld-Analysen im Politikfeld Nachhaltigkeit:– 
Nachhaltige Stadteilentwicklung als vielfacher Policy-Cycle 
3.1 Policy-Cycles in der Kommunalpolitik 
Kese und Zimmermann haben vorgeschlagen, das politikfeldanalytische 
Konzept des Policy-Cycle auch auf die Kommunalpolitik anzuwenden.104 
Der Policy-Cycle fokussiert auf die Prozessdimension von Policy-
Entstehung, -Veränderung und -Implementation. Politikstrukturen, Institu-
tionensysteme und Akteure (Polity) und Prozesse der konflikthaften Ent-
scheidungsfindung (Politics) wären somit „erklärende Variablen“ für die 
abhängige (zu erklärende) Variable Policy. Dem widersprechen aber z.B. 
Blum/Schubert: Mangels Theorie-Anbindung können mit Hilfe des Policy 
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Cycles keine Erklärungen gefunden werden. Weiterhin ist er Methode der 
Politikfeldanalyse, jedoch durch seine Policy-orientierung analytisch nicht 
an ein Politikfeld gebunden (siehe 2.2 oben). 
Dem Modell unterliegt laut Schneider/Janning die Annahme, dass Kom-
munalpolitik und –verwaltung als System funktionieren, das Inputs aus 
seiner kommunalen Umwelt erhält und Problemlösungen als Outputs ge-
neriert. Dieser Ablauf wird idealtypisch in fünf Phasen untergliedert: Zu-
nächst wird in Phase eins ein Problem definiert, dann folgt das Agenda-
Setting, schließlich wird eine Policy formuliert, sie wird durch Maßnahmen 
implementiert, die schließlich in die Programmformulierung übergehen. 
Dies ist laut Schneider/Janning der kleinste gemeinsame Nenner aller Po-
licy-Cycle-Ansätze. In einem letzten Schritt kann die Policy des Weiteren 
evaluiert werden:  
„Bei wiederholten politischen Problemlösungsprozessen, die in der Art einer 
Rückkopplungsschleife immer wieder ablaufen, ist die Evaluationsphase die 
Verzweigungsstelle, an der entschieden wird, ob eine Policy endgültig abge-
schlossen ist (Terminierung) oder wieder in die Thematisierungsphase zu-
rück geführt wird.“105 
Die idealtypische Aufteilung ist ein analytisches Hilfsmittel, in der Realität 
sind Abweichungen, unklare Mischformen an der Tagesordnung.106 
Auf die kommunale Ebene übertragen kann eine Problemdefinition durch 
lokale Stakeholder wie Ratsfraktionen, Interessengruppen wie z.B. Bürger-
initiativen oder lokalen Medien erfolgen.107 Denkbar wäre auch eine Prob-
lemdefinition durch die Verwaltung, die dann den nächsten Schritt des 
Agenda Settings auf höheren Ebenen der Verwaltung durchläuft (oder 
auch nicht). Da die Kommunalverwaltung gegebenenfalls auch per Gesetz 
Aufgaben nach Weisung erledigen muss, ordnen die Autoren eine solche 
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Weisung ebenfalls der Problemdefinitionsphase zu, die dann extern In EU, 
Bund oder Land erfolgt ist.108  
Es jedoch fraglich, ob Entscheidungen zu Weisungsaufgaben überhaupt 
einem kommunalen Policy-Cycle zugeordnet werden sollte, da weder die 
Problemdefinition noch die weiteren Phasen des Policy-Cycles innerhalb 
der Kommune stattfinden– von der Implementierung abgesehen, die dann 
kommunal erfolgt. Allenfalls Entscheidungen über organisatorische und 
finanzielle Details könnten hier kommunal getroffen werden. Ke-
se/Zimmermann rechnen diese jedoch auch der Implementierung zu.109 
In der meist auf nationalstaatliche Politik bezogenen Policy-Cycle-Literatur 
wird der Übergang von der Problemdefinition zur Agenda-Setting-Phase 
als Flaschenhals beschrieben, bei der staatliche Aufmerksamkeit und öf-
fentliche Problemwahrnehmung nicht linear verknüpft sind. Die Agenda 
wird letztlich durch die Regierung gesetzt.110 Denn: Bei der Agenda geht 
es im Wortsinne um die „Tagesordnung“. Entweder die Abstimmungsa-
genda (inhaltlich) oder die Zeitplanagenda können in den meisten westeu-
ropäischen Ländern durch die Regierung gesteuert werden.111 In der 
Kommune sind die Kommunalverwaltung – insbesondere die Verwal-
tungsspitze – und der Gemeinderat die Agenda Setter, da sie letztlich ent-
scheiden, ob eine Problemdefinition durch die Institutionen behandelt wird, 
so Kese/Zimermann.112 Vergleicht man jedoch die Agenda-Setting-
Kompetenz-Differenz zwischen Exekutive und Legislative mit der zwischen 
Bürgermeister und Rat, kommt man angesichts der zentralen Rolle des 
Bürgermeisters bei der Sitzungsplanung und –vorbereitung113 zu dem 
Schluss, dass sie überwiegend bei ihm liegt. 
In der Phase der Policy-Formulierung werden Ziele, Maßnahmen und Pro-
zesse formuliert, bzw. sofern sie in den vorangegangenen Phasen bereits 
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diskutiert wurden, wieder aufgegriffen. Im klassischen Modell ist dies die 
Phase der Gesetzesentwürfe und Gesetzgebung, einem Abstimmungs-
prozess zwischen Ministerien und Parlament, wobei erstere die Inhaltli-
chen Schwerpunkte setzen. Sie wird immer noch begleitet von Input und 
Rückkoppelung von Parteien, Interessenverbänden oder Wirtschaftsun-
ternehmen, aber mit abnehmender Tendenz gegenüber den vorangegan-
genen Phasen.114  
Zu den Policies im kommunalen Bereich zählen Kese/Zimmermann Leit-
bilder, Strategien, kommunale Satzungen und den Haushalt bzw. seine 
Budgets. Diese können nur im Bereich der Selbstverwaltungsaufgaben 
angesiedelt sein. Die formulierenden Akteure sind Gemeinderat und 
Kommunalverwaltung, wobei den formalen Entscheidungen durch den Rat 
ein informeller Austausch vorangeht, was die Verwaltung „politisiert“.115 Zu 
ergänzen ist, dass auch die Bürgerschaft als potentielle Institution gezählt 
werden kann: Das Bürgerbegehren bzw. der Bürgerentscheid nach §21 
GemO BW rückt prinzipiell alle Aufgaben in Zuständigkeit des Gemeinde-
rats in die Reichweite einer Entscheidung durch die Bürger.116 Auch for-
malisierte Beteiligungsmöglichkeiten wie z.B. in der Bauleitplanung vorge-
sehen oder freiwillige Beteiligungsformen können zu dieser Phase ge-
rechnet werden. 
Die Forschung hat zwei Faktorenkomplexe identifiziert, die den Erfolg von 
Politikimplementierung beeinflussen. Der erste wesentliche Faktor sind die 
in der Policy angelegten Steuerungsinstrumente. Hier hat die Politikfeld-
forschung drei Policy-Typen und ihre Wirkweise, Aufwand sowie Vollzugs-
probleme identifiziert:  
-  Regulative Programme beeinflussen durch Regelsetzung; hoher 
Aufwand für Kontrolle und Sanktion; Tendenz zu Normverstößen. 
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-  Anreizprogramme motivieren die Adressaten indirekt; Wirkung 
schlecht vorhersehbar; geringerer Aufwand aber hohe Ausgaben; 
Mitnahmeeffekte. 
-  Leistungsproramme motivieren Adressaten; Angebot sichergestellt, 
Inanspruchnahme nicht; hoher administrativer Aufwand und hohe 
Ausgaben; Effizienzmängel.117 
Der zweite Faktor wird von Schneider/Janning als „Akteurskonstellation 
des Implementationszusammenhangs“ bezeichnet.118 Auf kommunaler 
Ebene kann bei der Implementierung die Programmkonkretisierung und 
der Ressourcenbereitstellung unterschieden werden.119 Akteur ist auf 
kommunaler Ebene die Verwaltung, die zunächst die Policy auszulegen 
hat und eigene Handlungsspielräume in erheblichem Maß besitzt, die sie 
mit Entscheidungen ausfüllt. Die Ressourcenbereitstellung ist die Ent-
scheidung über organisatorische (Zuständigkeit, Personalressourcen, Ab-
läufe) und finanzielle Fragen. Auf den Erfolg der Implementation – also die 
Zielerreichung – wirkt sich erheblich aus, wie diese Spielräume von den 
Akteuren genutzt werden. Dies gilt sowohl für Weisungsgebundene als 
auch für Weisungsfreie Aufgaben.120  
Im idealen Modell eines Policy-Cycles wird der Kreis durch eine Evaluation 
der Policy abgeschlossen: Wurden die unterliegenden Wirkungsziele 
(Outcome / Impact) erreicht? Wenn das Wirkungsziel final erreicht wurde-
kann die policy „terminiert“ werden. Andernfalls beginnt der Kreislauf von 
neuem, da das Problem fortbesteht.121  
Die heuristische Natur des Policy-Cycles macht ihn zu einem Instrument, 
das klar strukturierte, komplexitätsreduzierte Erkenntnisse über politische 
Prozesse generiert.122 Er richtet seinen Fokus auf Outcomes/Impacts,123 
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was ihn für kommunalpolitische Untersuchungen interessant macht. Das 
Erkenntnisinteresse ist auf die Wege und Veränderungen von Politikinhal-
ten gerichtet. Seine mangelnde Theorietiefe steht dem Erkenntnisinteres-
se der vorliegenden Arbeit  – systematischer Vergleich und Übertragbar-
keit – nicht im Weg. Aus kommunaler Sicht ist jedoch der Weg z.B. einer 
bundespolitischen Idee durch Öffentlichkeit und Gesetzgebung nicht von 
Interesse. Interessant ist aus Sicht eines „Benchmarking von Methoden“ 
jedoch die Analyse von kommunalen Policy-Zyklen, wie ihn Ke-
se/Zimmermann vorschlagen. Im Vergleich mit anderen Kommunen kön-
nen möglicherweise strategische Steuerungspotentiale erkannt werden. Er 
kann ebenfalls als ein auf politische Handlungslogiken angepasster Ma-
nagementkreislauf zur Konzipierung von Strategien und ihrer Umsetzung 
verwendet werden. So können z.B. Erkenntnisse aus der Implementati-
onsforschung bereits in die Phase der Politikformulierung einfließen, um 
die mit einer Policy beabsichtigten Wirkungs-Ziele besser zu erreichen.  
 
3.2 Politikfeld Nachhaltigkeit  
3.2.1 Nachhaltigkeit: Begriffsgeschichte und Definition  
Die Idee einer globalen nachhaltigen Entwicklung, so Bornemann, wurzelt 
in den 1970er Jahren. 1973 wurden erstmals die berühmten „Grenzen des 
Wachstums“ diskutiert: Durch das Wachstum von Bevölkerung und Wirt-
schaft wird, so nahm man an, der Ressourcenverbauch die begrenzte Ver-
fügbarkeit der natürlichen Ressourcen der Erde (fossile Energieträger, 
Agrarland) sowie die Regenrationsfähigkeit der Ökosysteme übersteigen. 
Konzeptuell diskutierte man etwa zeitgleich 1972 auf der Umwelt-
Konferenz von Stockholm darüber, ökologischen, ökonomischen und so-
zialen Fortschritt auszubalancieren. Damit war das Problemfeld abge-
steckt, noch ohne dass der Begriff der Nachhaltigkeit verwendet wurde. 
Das Schlagwort „Sustainability“ wurde erstmals 1980 mit der „World Con-
servation Strategy“ (WCS) von der International Union for Conservation of 
Nature and Natural Resources (IUCN), dem United Nations Environment 
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Programme (UNEP) und dem World Wide Fund for Nature (WWF) auf die 
Tagesordnung gesetzt. In der WCS wurde Nachhaltigkeit jedoch noch als 
rein ökologisches Konzept formuliert.124 Hier wurde die ursprünglich aus 
der Forstwirtschaft stammende Idee, Ökonomie und Ökologie zu verbin-
den, indem pro Jahr nicht mehr Holz geschlagen wird, als nachwachsen 
kann, auf die gesamte Umweltpolitik übertragen.125 
Die heute gängige Definition von nachhaltiger Entwicklung als globales, 
ressourcenökonomisches Prinzip, das soziale, ökonomische und ökologi-
sche Zielsetzungen vereinen bzw. Zielkonflikte auslösen soll, wurde erst-
mals 1987 im Abschlussbericht der sogenannten Brundtland-
Kommission126 entwickelt. Aufgenommen in die 1992 in Rio de Janeiro im 
Rahmen einer UN-Konferenz127 verabschiedete Agenda 21 setzte sich 
das Brundtland-Konzept von Nachhaltigkeit durch: „Bis heute stellt der 
Brundtland-Bericht die zentrale konzeptionelle und inhaltliche Bezugs-
grundlage einer Vielzahl wissenschaftlicher und politischer Nachhaltig-
keitskonzeptionen dar“.128  
Nachhaltige Entwicklung stellt einen Fortschrittsprozess dar, in dessen 
Rahmen Nachhaltigkeit als Ziel angestrebt wird.129 Inhaltlich ist der norma-
tive Anspruch, bei Entscheidungen die drei Dimensionen Ökologie, Öko-
nomie und Soziales möglichst gleichwertig zu berücksichtigen. Zielkonflik-
te sind dabei nicht vermeidbar, sie sollen dargestellt und in offener Dis-
kussion besprochen werden, wobei alle Anspruchsgruppen zu beteiligen 
sind.130 Nachhaltigkeit hat weiterhin eine zeitlichen Aspekt: Nachhaltigkeit 
ist erreicht, wenn die Lebensbedürfnisse in der Gegenwart und der Zu-
kunft aneinander angeglichen sind. Gegenwärtige Grundbedürfnisse wer-
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den befriedigt, „ohne zu riskieren, dass künftige Generationen ihre eige-
nen Bedürfnisse nicht befriedigen können“ (intergenerationelle Gerechtig-
keit).131 Nachhaltigkeit hat nicht zuletzt einen geo-räumlichen Aspekt da-
hingehend, dass die genannten Ziele globale Gültigkeit haben, d.h. auch 
ein Ausgleich der Bedürfnisse zwischen Industrie- und Entwicklungslän-
dern stattfinden sollte, so dass Grundbedürfnisse überall abgedeckt sind 
(intragenerationelle Gerechtigkeit).132 
 
3.2.2 Nachhaltigkeit – ein Politikfeld? 
Kann Nachhaltigkeit als Politikfeld betrachtet werden? Basierend auf der 
unter 2.2 oben entwickelten Definition kann die Frage bejaht werden. Die 
spezifische und auf Dauer angelegte Konstellation sich aufeinander be-
ziehender Probleme, Akteure, Institutionen und Instrumente“133 liegt vor, 
wie sich z.B. anhand der Nachhaltigkeitsstrategie der Bundesregierung 
allein auf deutscher Bundesebene belegen lässt: Durch den direkten Be-
zug auf die Agenda 2030 der Vereinten Nationen und die Konferenz von 
Rio de Janiero 1992 knüpft die Bundesregierung an die dort etablierte, 
elaborierte Problemdefinition, wie auch die angebotenen Lösungskontexte 
an. Als bundesstaatliche Akteure und Institutionen innerhalb der Bundes-
regierung werden das Bundeskanzleramt, der Staatssekretärsausschuss 
für nachhaltige Entwicklung sowie der Parlamentarische Beirat für nach-
haltige Entwicklung benannt. Als Akteure und Institutionen außerhalb der 
Bundesregierung werden unter anderem der Rat für Nachhaltige Entwick-
lung, das deutsche Nachhaltigkeitsnetzwerk von Oberbürgermeistern und 
die Initiative zur Schaffung regionaler Netzstellen benannt. Als Instrument 
kann bereits die Strategie selbst gelten, genauso aber auch die beinhalte-
ten Maßnahmen wie z.B. Indikatoren, Monitoring, Kommunikation, oder 
Stärkung der Politikkohärenz. Anhand der explizit mit dem Präfix bezeich-
neten Berichte, Strategien und spezifisch geschaffenen Gremien zeigt sich 
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auch eindeutig, dass von Akteuren und Institutionen das Politikfeld als ei-
genständige Konstellation angesehen wird.134 Die Klammer des Politikfel-
des, die kommunale Akteure wie die Stadt Ludwigsburg (siehe 3.3 unten) 
aber auch die Landesregierungen mit der Bundesregierung verknüpft, ist 
die von allen verwendete Problemdefinition der UN in der Tradition der 
Rio-Konferenz, fortgesetzt in der Agenda 2030. 
 
3.3 Nachhaltige Stadtentwicklung in Ludwigsburg als verschachtel-
te Policy-Cycles 
Die Stadt Ludwigsburg begann im Jahr 2004, ein Konzept der nachhalti-
gen Stadtentwicklung zu etablieren: Neben einer vernetzteren Planung 
und Politikgestaltung war das erklärte Hauptziel, eine Entwicklung im Sin-
ne der dreidimensionalen Nachhaltigkeit (siehe 3.2.1 oben) und unter Be-
zugnahme auf die Ergebnisse der Konferenz von Rio de Janeiro im Jahr 
1992 zu etablieren. Die Initiative zum inhaltlich grundlegenden Stadtent-
wicklungskonzept ging von der Kommunalverwaltung aus:  
„Bereits in der Ideenphase des Projekts Ende 2003 stand fest, dass die 
wichtigen sozialen, wirtschaftlichen und räumlichen Entwicklungsprozesse 
ressortübergreifend koordiniert werden müssen. Ein Vorbereitungsteam und 
eine Klausur der Führungskräfte stellten intern organisatorisch und inhaltlich 
die Weichen. Außerdem wurde eine vom Oberbürgermeister gelenkte Ge-
schäftsstelle eingerichtet, die mit zwei Mitarbeitern (einem Stadtplaner und 
einem Verwaltungsfachmann) besetzt war.“135 
 
In der Folge wurde 2004 der Gemeinderat zunächst im Rahmen einer 
Klausurtagung miteinbezogen, in der er eigene inhaltliche Schwerpunkte 
setzen konnte. So wurden Bedenken zerstreut, die vorgesehene Bürger-
beteiligung könnte die Rolle des Gremiums schwächen Der Rat stimmte 
Ende 2004 einer mehrphasigen, aufeinander aufbauenden, breiten Bür-
gerbeteiligung in der Form eines Stimmungsbilds, eines „Dialogsommers“ 
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und zweier Zukunftskonferenzen, deren Ziel das Stadtentwicklungskon-
zept „Chancen für Ludwigsburg“ war.136 
In den Zukunftskonferenzen wurden von 96 Bürgern, 16 Verwaltungsmit-
arbeitern und 16 Gemeinderäten zu elf Themen137 Ziel, Visionen und Leit-
sätze entwickelt und diese zu Leitprojekten und Maßnahmen fortentwi-
ckelt. Aus dem Dialogsommer flossen „wertvolle Anregungen“ ein,138 was 
wohl so zu interpretieren ist, dass die Themen-Agenda weitestgehend 
durch die Verwaltung erarbeitet wurde. Die elf Leitsätze (sie entsprechen 
einem Leitbild bzw. einer Vision, je ein Leitsatz zu jedem Thema) sowie 
die dazugehörigen strategischen Ziele wiederum hat der Gemeinderat Mit-
te 2006 mit überwältigender Mehrheit beschlossen.139 Auf der operativen 
Ebene dokumentiert ein Masterplan zu jedem Thema konkrete Maßnah-
menvorschläge 
Da das Nachhaltigkeitsmanagement einem Managementkreislauf folgt,140 
wurden die Zukunftskonferenzen institutionalisiert, um das Stadtentwick-
lungskonzept zu evaluieren und weiterzuentwickeln. Sie fanden seitdem 
2009, 2012 und 2015 statt. Die veränderten Ziele werden wiederum vom 
Gemeinderat bestätigt.141 Hinzu treten Fachkonzepte wie das 2010 erar-
beitete Gesamtenergiekonzept, ein integriertes Klimaschutz- und Energie-
konzept. Im Gesamtenergiekonzept wurden u.a. Grundlagen und Voraus-
setzungen für mögliche Energieeinsparungen, den Einsatz von regenera-
tiven Energien und zur CO2-Reduktion zusammengetragen, aber auch 
das Ziel, die lokale Wirtschaft bei Ihrer Umstrukturierung zu unterstützen 
und Arbeitsplätze im Bereich Energie zu schaffen.142 Das Gesamtenergie-
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konzept wurde erstellt, um die allgemeineren Zielsetzungen des Stadtent-
wicklungskonzeptes zum Thema Energieversorgung auszuformulieren, 
das im Themenfeld Energie eine nachhaltige, umweltfreundliche und be-
zahlbare Energieversorgung anstrebt.143 
Im voranstehenden, prozess- und akteursorientiert dargestellten Beispiel 
lassen sich gleich mehrere Policy-Cycle ausmachen: Einmal der Meta-
Cycle, in dem ein neuer Modus für ein zukünftiges System der Politikfor-
mulierung ausgehandelt wird. Die Stadtverwaltung schlägt eine umfas-
sende Bürgerbeteiligung zum Formulierung der Inhalte vor. Die Initiative 
bei der Problemdefinition (Methode, um effizientes Nachhaltigkeitsma-
nagement zu erlauben) liegt bei der Verwaltung, ebenso, wie sie das 
Thema auf die Agenda setzt. Der Gemeinderat formuliert eine implizite 
Policy für den Ablauf, wenn er seine Teilnahme und sein Letztentschei-
dungsrecht betont. Letzteres steht ihm auch ohne Beschluss zu und bin-
det die Akteure. Die Implementierung scheint hier unkritisch für die Betei-
ligten zu sein. Eine zumindest informelle Evaluation hat stattgefunden, 
denn die Veränderungen in der Methode der Politikformulierung wurden 
durch die Akteure offensichtlich reflektiert:  
„Der Gemeinderat und auch die Verwaltung erkannten, dass es eine große 
Bereicherung für die konzeptionelle Arbeit sowie die Beratungs- und Ent-
scheidungsprozesse ist, sich der Anliegen der Bürgerschaft früh bewusst zu 
werden und sich den Reichtum von Ideen und Impulsen aus der Bürger-
schaft zu erschließen. Für die Motivation der Bürgerinnen und Bürger war es 
wichtig, dass sie wahrnehmen konnten, dass zwar nicht alle Vorschläge, 
aber doch ein beachtlicher Teil in den kommunalpolitischen Entscheidungen 
Niederschlag fanden.“144 
 
Das Wirk-Ziel, einen funktionierenden neuen Prozess zur Policy-
Aushandlung zu etablieren, wurde erreicht. 
Das eigentliche Stadtentwicklungskonzept stellt einen weiteren Policy-
Cycle dar, den Strategy-Cycle, an dessen Ende umsetzbare Leitsätze und 
Strategieziele stehen sollen. Festzuhalten ist, dass im Beispiel die Prob-
lemdefinition und das Agenda-Setting wiederum weitestgehend in der 
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Hand der Kommunalverwaltung liegen: Das Überthema Nachhaltigkeit 
wurde durch die Verwaltung als zu bearbeitendes Problem definiert, sie 
hat die auszuformulierenden Felder vorgegeben, ebenso wie sie die Ter-
mine und den Modus der Bürgerbeteiligung festgelegt hat. Problemdefini-
tion und Agenda-Setting sind hier klar in der Hand der Kommunalverwal-
tung, ebenso wie sie die damit die Politik-Formulierung ähnlich einer 
Pfadabhängigkeit145 determiniert. Bei der Politikformulierung zeigt sich 
gleichzeitig, dass die Bürgerschaft auf der Ebene von Strategien und Leit-
bildern erfolgreich als formulierungsmächtiger Akteur zu Verwaltung und 
Rat hinzugezogen werden kann, auch ohne dass er eine Vetoposition 
über Bürgerbegehren aufbauen muss. Im Gegensatz zur harten Beteili-
gung nach GemO kann man hier von einer weichen Beteiligung sprechen.  
Bei der Implementierung schließlich reproduzieren sich strategische Poli-
cies, die übergeordnete Wirkungsziele formulieren: Da sie operativer Um-
setzungen bedürfen, zieht ihre Implementierung Tochter-Policies, die ei-
gene Sub-Cycles begründen: So zum Beispiel die Fach-Strategien wie 
das Gesamtenergiekonzept, oder auch die Masterpläne, die Maßnahmen 
und operative Ziele für die Verwaltung vorgeben.146 Der Strategy-Cycle 
ebenso wie die Unter-Kreisläufe werden durchweg hinsichtlich ihrer Aktua-
lität und Zielerreichung evaluiert und damit fast automatisch einem neuen 
Durchlauf zugeführt: Entweder in unveränderter Form, da sie noch nicht 
erreicht wurden oder aber verbessert. Sofern möglich sollten die Outco-
mes im Rahmen einer Policy-Cycle-Analyse objektiv bewertet werden.   
Auffallend ist, dass der Policy-Cycle die kommunale Nachhaltigkeitsstrate-
gie der Stadt Ludwigsburg relativ widerspruchsfrei abbildet. Er hat eine 
weitreichende Ähnlichkeit mit dem verwendeten Management-Kreislauf: 
Situation prüfen entspricht der Problem-Definition, Ziele weiterentwickeln 
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und Ziele beschließen entspricht der Politikformulierung – Umsetzung ent-
spricht Implementierung und Evaluation entspricht Evaluation. Dies spricht 
umgekehrt dafür, dass man in der auf das kommunale Umfeld gerichteten 
Strategieplanung auf den Policy-Cycle setzen sollte: Er ist für weitere Poli-
tikwissenschaftliche Konzepte anschlussfähig und kann somit den Blick für 
die Handlungsmöglichkeiten erweitern. Insbesondere schärft der Policy-
Cycle den Blick dafür, wo im kommunalpolitischen Prozess welche Akteu-
re eingebunden sind bzw. eingebunden werden können.´ 
 
Fazit 
Angesichts dieser Einschränkungen möchte ich in der vorliegenden Arbeit 
folgende Frage untersuchen: Können mit Methoden der Politikfeldanalyse 
Ergebnisse erzielt werden, die für die kommunalpolitische Strategieformu-
lierung verwertbar bzw. relevant sind? Können diese Methoden als abge-
schlossene Instrumente in die Strategieformulierung integriert werden?  
Festzuhalten ist, dass die bislang genutzten Instrumente, die meist aus 
der Betriebswirtschaftslehre übernommen wurden, der spezifischen stra-
tegischen Situation von Kommunen nicht in allen Bereichen gerecht wer-
den: Sie bilden die Möglichkeit der Kommunalverwaltung und –politik zur 
Gestaltung der Kommune nicht ab, da sie keine systematischen Anhalts-
punkte dafür liefern, wie Verbesserungspotential realisiert werden kann. 
Gleichzeitig decken tradierte Instrumente wie die Stakeholderanalyse die-
unmittelbare Umwelt der Kommunalpolitik- und verwaltung, ihre Einwohner 
und ansässigen Unternehmen, nicht ab, da diese als Bürger mit der Orga-
nisation Verwaltung interagieren, nicht nur als Kunden. 
Durch systematische Betrachtung von Kommunen können vergleichende 
Informationen über Herangehensweisen in (anderen) Kommunen erhoben 
werden (Benchmarking von Methoden). So können auch Erkenntnisse 
gewonnen werden, die der spezifisch politischen Qualität kommunaler 
Strategien Rechnung tragen. hinsichtlich der politischen Konzeption und 
Umsetzung der betrachteten kommunalen Strategien gewonnen werden. 
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Im Betrachteten Politikfeld Nachhaltigkeit hat sich gezeigt, dass der voll-
ständige Policy-Cycle die Nachhaltigkeitsstrategie der Stadt Ludwigsburg 
widerspruchsfrei abbilden konnte. Der Policy-Cycle kann daher als Ideal-
bild eines kommunalpolitischen Managementkreislaufs angesehen wer-
den.  
Sein Fokus auf die Akteure verknüpft das spezifisch Politische am Policy-
Prozess – seine Aushandlungsprozesse – mit der aus der Betriebswirt-
schaft  übernommenen Idee der Stakerholderanalyse. Er ist darüber hin-
aus in der Lage, die Akteure innerhalb des politischen Prozesses zu veror-
ten. Diese Verortung kann sowohl auf Grund theoretischer Überlegungen 
geschehen oder aber durch den strukturierten Vergleich der Phasen mit 
anderen Gemeinden.  
Daher ist meine These, dass auf die praktischen Anforderungen der 
Kommunen hin ausgewählte Methoden der Politikfeldanalyse einen 
Mehrwert bei der kommunalen Strategieformulierung gegenüber den be-
stehenden Strategischen Instrumenten liefern kann. Dabei ist natürlich die 
Einschränkung zu machen, dass der Beleg nur für eine spezifische Me-
thode in einem Politikfeld vorliegt. Weitere Untersuchungen sollten sich 
der Frage widmen, ob der Policy-Cycle in anderen kommunalen Politikfel-
dern außer Nachhaltigkeit anwendbar ist und ob der Vergleich mit anderen 
Kommunen auch in der Praxis fruchtbar ist. 
Ein weiteres Forschungsdesiderat ist der strategische Handlungsspiel-
raum von Kommunalpolitik und -verwaltung in ihrer erweiterten Organisa-
tionsumwelt. Dieser wird wie gezeigt durch die behandelten Instrumente 
gar nicht abgedeckt, da rechtliche Faktoren systematisch unterschätzt 
werden.  
Zuletzt  bleibt die Frage offen, ob solche Betrachtungen in den Kommunen 
direkt vorgenommen werden können und sollen, ob dies ein Steckenpferd 
der praxisnahen Berater ala KGST werden sollte oder ob die wissen-
schaftliche kommunalpolitische Beratung an Hochschulen verortet sein 
sollte. Zumindest einige Anleihen sollten auch die betriebswirtschaftlich 
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ausgerichteten Strategiekonzepte bei der Politikfeldanalyse machen, um 
ihre Blinden Stellen an die kommunale Realität anzupassen. 
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Anlagen 
 
Alle Anlagen befinden sich, benannt entsprechend der Nummerierung im 
Anlagenverzeichnis, als PDF auf der beigefügten CD 
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